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Tribüne Atomkraft hat keine Zukunft 
Output Neue AKW bedrohen die Wasserkraft

Neue AKW –  
neue Verwundbarkeit
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Energieinfrastrukturen sind kritisch für das Funktio-
nieren moderner Gesellschaften. Kraftwerke und ins-
besondere Stromnetze werden zum Ziel von Angriffen. 
Grosskraftwerke fallen unerwartet aus. Unser Energie-
system muss daher resilienter werden. AKW sind  
als unkalkulierbares Klumpenrisiko dabei Teil des  
Problems.

Von Prof. Dr. Andreas Ulbig, Institut für Elektrische Anlagen und  
Netze, Digitalisierung und Energiewirtschaft (IAEW) der RWTH Aachen,  
Vizepräsident SES

Liebe Leser:innen

Energie ist unerlässlich für das Funktionieren 
unserer modernen Gesellschaft. Umso mehr 
schränkt unerwartet fehlende Energie unseren 
Alltag schnell und drastisch ein. Während der 
eintägige Blackout auf der iberischen Halbinsel 
im April 2025 noch vergleichsweise erträglich 
wirkte, wurde der Stromausfall in Berlin im 
Januar sehr schnell dramatisch – nach einem 
Brandanschlag sassen etwa 100’000 Menschen 
während mehrerer Tage im Dunkeln und 
froren.

In der derzeitigen geopolitischen Lage wird 
die Energieinfrastruktur leider zunehmend 
zum Angriffsziel – sowohl durch physische 
Attacken als auch durch Cyberangriffe. Unser 
Energiesystem muss deshalb resilienter, sprich 

widerstandsfähiger werden, sowohl gegen 
unerwartete Ausfälle als auch gegen gezielte 
Angriffe. Anders als derzeit politisch propa-
giert, sind Atomkraftwerke hierbei aber keine 
Lösung, sondern als unkalkulierbares Klum-
penrisiko sogar Teil des Problems.

Statt neuer, starrer Grosskraftwerke in 
einem zunehmend dezentralisierten und dy-
namischen Energiesystem brauchen wir mehr 
Flexibilität: erneuerbare Kleinkraftwerke und 
vor allem auch Batteriespeicher, die schnell 
und passgenau auf kurzfristige Ausfälle und 
Schwankungen in Stromverbrauch und -er-
zeugung reagieren können. Getreu dem Motto 
«small is beautiful» von Amory Lovins.

Wir wünschen eine spannende Lektüre.

Neue Grosskraft-
werke bringen das 
Energiesystem in 
Gefahr Volle Ladung Energiewende

Stationäre Batterien boomen in der Schweiz: Laut aktuellem 
Batteriemonitor von Swissolar hat sich die Zahl kleiner und 
mittlerer Batteriespeicher bei Haushalten sowie in Land-
wirtschaft und Gewerbe in diesem und im vergangenen 
Jahr verdoppelt. Gleichzeitig gewinnen auch netzgekoppelte 
Grossspeicher deutlich an Bedeutung. Die Gründe liegen vor 
allem in den gefallenen Kosten. So kostete die Installation 
eines Heimspeichers letztes Jahr ein Drittel weniger als noch 
2023. Die Entwicklung beim Speicherausbau stärkt die Ener-
giewende spürbar. Erfahrungen aus Regionen wie Kalifornien 
und Texas zeigen, dass mehr Speicherkapazität Solarstrom 
besser integrierbar macht, die Wirtschaftlichkeit erhöht, 
das Stromnetz stabilisiert und Kosten für Ausgleichsenergie, 
negative Strompreise sowie den Bedarf für fossile Kraftwerke 
reduziert. lh

Chiles rasanter Wandel
Vor zehn Jahren spielten Solar- und Windenergie in Chile 
kaum eine Rolle, fast 60 Prozent des Stroms stammten aus 
fossilen Quellen. Heute erzeugen diese beiden Technologien 
mehr Strom als alle fossilen zusammen. Einschliesslich 
Wasserkraft und Biomasse lag der Anteil erneuerbarer Ener-
gien 2024 bereits bei rund 70 Prozent. Laut Energieexperte 
Jan Rosenow von der Uni Oxford sind dafür drei Faktoren 
entscheidend: exzellente Solarbedingungen in der Ataca-
ma-Wüste, feste Abnahmepreise durch Ausschreibungen 
sowie eine CO-Steuer und strengere Emissionsvorgaben für 
fossile Energien. Ein Politikmix, der sich weltweit bewährt, 
um die Energiewende voranzutreiben. lh

Verbrauch statt Steuern senken
Der Irankrieg macht die Verletzlichkeit weltumspannen-
der Energiesysteme sichtbar: Es genügt, eine Meerenge zu 
sperren, um die Weltwirtschaft aus dem Trab zu werfen. 
Mehr als 30 Staaten weltweit haben deshalb ihre Mineralöl-
steuern gesenkt. Doch was kurzfristig Gemüter beruhigt, 
ist langfristig kontraproduktiv, weil es die Abhängigkeit 
von fossilen Energien bestärkt. Das schreibt das deutsche 
Forschungsprojekt Ariadne.

Sinnvoller sind die Empfehlungen der Internationalen 
Energieagentur (IEA). Die nicht gerade als Weltverbesserer-
Sekte bekannte Organisation schlägt das Naheliegende vor: 
Energiesparen – mit Massnahmen wie Homeoffice, Förde-
rung des öffentlichen Verkehrs, Senkungen der Tempolimi-
ten auf Autobahnen und alternierenden Fahrverboten. MH

SES bringt Transparenz  
in die Spardebatte
Das Klimaschutzgesetz von 2023 sieht jährlich 400 Millio-
nen Franken für neue klimapolitische Programme vor. Im 
Rahmen des «Entlastungspakets 27» wollte der Bundesrat 
diese Beträge wieder streichen. Die Spitzen der Bundesäm-
ter für Umwelt und Energie warnten ihn in einem internen 
Schreiben aber vor «einer signifikant negativen Wirkung 
auf die Erreichung der Klimaziele». Die Ziellücke müsste mit 
teuren CO-Zertifikaten überbrückt werden, was den ver-
meintlichen Spareffekt aufheben würde. In der Botschaft des 
Bundesrats blieben diese Bedenken unerwähnt. Die SES ist 
mittels Öffentlichkeitsgesuch an den Brief gelangt und hat 
ihn der Umwelt- und der Finanzkommission des Nationalrats 
zugestellt. Das Parlament hat den geplanten klimapolitischen 
Kahlschlag schliesslich deutlich abgemildert. mh

Alternate-day car  
acces in big cities

Work from home  
where possible

Encourage public 
transport use

Lower highway  
speed limits
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Teuer, langsam, gefährlich

Erfahrungen aus dem Ausland zeigen: Bei neuen 
Atomkraftwerken wurden Baukosten und Bauzeit 
regelmässig überschritten. Die zuständige National- 
ratskommission (UREK) beschloss aber mit Stich-
entscheid, über Kosten werde nicht diskutiert.

Zuvor warnte die Finanzkommission: «Nirgends 
sind die Projektrisiken so hoch wie bei Kernkraft-
werken». Dazu kommen Atommüll, das Risiko von 
Unfällen und die Uran-Abhängigkeit von Russland. 

Und «technologieoffen» war die Atomlob-
by noch nie. Seit Jahrzehnten blockiert sie die 
Energiewende mit allen denkbaren Mitteln, zum 
Beispiel mit Desinformationskampagnen wie der 
neuesten «Studie» des Atomkonzerns Axpo.

Darin wird neuer Atomstrom extrem billig 
dargestellt – billiger als erneuerbare Energien! Es 
koste den Bund nur 4,4 Rp./kWh, ein neues AKW 
zu bauen. Allerdings will die Axpo selbst keinen 
einzigen Rappen beisteuern. Zahlen solle der 
Staat. Für grossspurige Atompläne fehlt der Axpo 
aber die Rückendeckung. «Es gibt keinen Auftrag 
an die Axpo Holding, den Kanton mit Strom zu 
versorgen», schrieb der Zürcher Regierungsrat 
schon 2015. Die Axpo sei «vornehmlich eine Be-
teiligung aus finanziellen Interessen». 

Auffällig auch: Die Atomkonzerne Alpiq und 
BKW sagen kein Wort dazu, denn sie wissen: Für 
Atom-Abenteuer würden sie an der Börse sofort 
abgestraft. Ihre Bonität wäre in Gefahr. 

Auch beim Bundesamt für Energie und an den 
Hochschulen findet sich keine einzige ernstzu-
nehmende Studie oder Fachperson, die den Bau 
neuer Atomkraftwerke anstelle von erneuerbaren 
Energien empfiehlt. 

Falsch gerechnet

Die Atomlobby mag zwar jubeln über ihren will-
fährigen Magistraten Albert Rösti. Sie macht  
die Rechnung aber ohne den Wirt: Atomstrom  

entfernt sich durch den Preiszerfall für Solar
module und Batterien immer weiter von der  
Wettbewerbsfähigkeit. Er würde auf dem Papier 
etwa 20 Rp./kWh kosten (s. Abbildung), das  
meiste davon sind Fixkosten (Zinsen, Personal).

Doch diese Rechnung ist unvollständig: Im 
Sommerhalbjahr lässt sich Bandenergie gar nicht 
länger verkaufen, denn Solarstrom und Batterien 
füllen die Netze, wie man in Kalifornien heute 
schon sieht. Also müsste man die hohen Kosten 
allein auf die Wintermonate verteilen. Die Kosten 
könnten sich so auf ca. 35 Rp./kWh verdoppeln. 
Nur: Im Winter kommt dem Atomstrom billiger 
Windstrom aus Europa in die Quere. Die Strom-
preise in der Schweiz werden in der EU gemacht. 
Der Verkauf von Atomstrom bliebe selbst im  
Winterhalbjahr also an vielen Tagen unsicher. 

Chancen nutzen – Erneuerbare speichern 

Die Schweiz hat viel bessere Lösungen als Atom-
strom:
–	 �Windenergie ist bei uns seit Jahrzehnten blo-

ckiert, hätte aber mit 66 Prozent Winteranteil 
ein gutes Profil.

–	 �Photovoltaik liefert 40 Prozent Winterstrom an 
Standorten auf den Jurahöhen und in den Vor-
alpen. Zum halben Preis von neuem Atomstrom. 

–	 �Die Stromüberschüsse aus der Nordsee könnte 
man im Winterhalbjahr nutzen. Eine bidirek
tionale Bewirtschaftung der Saisonspeicher  
(Umwandlung zu Pumpspeicher-Wasserkraft
werken) könnte aus dem Netzzuschlag unter-
stützt werden. Die Versorgungssicherheit  
steigt, und im Stromhandel winken lukrative 
Mehreinnahmen.

Pumpspeicher und Batterien stabilisieren die  
Netze und schaffen Flexibilität. Neue Atomkraft-
werke tun das Gegenteil. Ein teures, unnötiges 
Klumpenrisiko, das es abzulehnen gilt. 

Im Juni 2024 sagten 68,7 Prozent der Stimmbe-
rechtigten Ja zum «Stromgesetz». Saubere Stromer-
zeugung aus Wasserkraft, Sonne und Wind soll bis 
2045 verdoppelt werden. So gibt es mehr als genug 
Strom, um die alten Atomkraftwerke abzuschalten 
und die CO-Emissionen gegen null zu bringen, 
inklusive neuer Wärmepumpen, Elektrofahrzeuge 
und Rechenzentren.

Spitzkehre im Bundesrat 

Schon bald nach dem eindeutigen Volksentscheid 
beschloss der Bundesrat auf Druck von Albert 
Rösti, das seit 2017 bestehende AKW-Neubauverbot 
sei aufzuheben. 

Im Parlament findet sich Unterstützung. Die aktu-
elle Energiestrategie 2050 soll «technologieoffen» 
untergraben werden. SP, Grüne, Grünliberale und 
Teile der Mitte-Partei wehren sich:

–	� Ein neues AKW wie etwa in Flamanville (F) wür-
de etwa 30 Milliarden Franken kosten, höheres 
Preisniveau eingerechnet. Der Netzzuschlags-
fonds mit 1 Milliarde Franken Einnahmen pro 
Jahr müsste 18 Milliarden beisteuern und für 
Solarstrom, Wasserkraft und Windenergie bliebe 
kaum etwas übrig.

–	� Bandenergie aus Atomkraftwerken drückt auf 
die Strompreise. AKW laufen auch dann, wenn 
der Strom nicht gebraucht wird. Stromüber-
schüsse lassen sich nicht so einfach in Batterien, 
Wärmespeichern oder E-Mobilen verwerten wie 
bei der Photovoltaik. Laufwasserkraft, Wind- und 
Solarenergie geraten durch einen ruinösen Ver-
drängungswettbewerb unter Druck.

Rösti allein zu Hause
Der Energieminister forciert neue AKW und das Parlament steckt  
den Kopf in den Sand. Dabei entfernt sich der teure Atomstrom immer  
mehr von der Wettbewerbsfähigkeit. Die Schweiz hat viel bessere  
Lösungen zu bieten.

Dr. Rudolf Rechsteiner
Ökonom, Dozent für Projektentwicklung 
im Bereich der erneuerbaren Energien 
an der ETH Zürich, alt Nationalrat Aktuelle Studie zu Thema 

«Optimierung der Energiestrategie:
Lösungen statt Luftschlösser»
Die Studie analysiert den Ausbau der Erneuerbaren in der Schweiz und in Europa mit Blick auf die 
Sicherung der Stromversorgung im Winterhalbjahr. Der Autor (Dr. Rudolf Rechsteiner) schlägt vor, 
die Energiestrategie 2050 fokussierter und integriert über die gesamte Energienutzungskette zu 
beschleunigen. Negative Strompreise und Überproduktion in Europa sind interessante, strategische 
Geschäftsfelder, deren Opportunitäten es zu nutzen gelte. Für die Schweizer Wasserkraft eröffnen 
sich Chancen.

Mehrkosten durch Abreglung 
Rp./kWh

Gestehungskosten ohne Abreglung (24/365)  
in Rp./kWh
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Atomkraft hat keine Zukunft
AKW verschlingen Unsummen an öffentlichen Geldern und 
sind Symptom des militärischen Wettrüstens.

Seit Jahrzehnten beschwört die Atomindustrie 
Atomkraft als sichere Energiequelle, seit einigen 
Jahren als Schutz für das Klima. Deshalb müss-
ten laut der Internationalen Atomenergie-Orga-
nisation (IAEA) bis 2050 900 Gigawatt Kernkraft 
neu gebaut werden. Das wären 600 bis 700 neue 
Atommeiler, weit mehr als heute in Betrieb sind. 
EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen 
hat den deutschen Atomausstieg gerade erst 
als «strategischen Fehler» bezeichnet. Auch in 
Deutschland fordern Politiker:innen, allen voran 
Bayerns Ministerpräsident Markus Söder, die Rück-
kehr zur Atomkraft.

Nichts spricht dafür, dass die Erwartungen an 
die Atomkraft Wirklichkeit werden, wie die gera-
de erschienene aktualisierte Ausgabe des Uran-
atlas zeigt. Dazu reicht bereits der Blick auf die 
ökonomische Wirklichkeit: Von der Beseitigung 
der Schäden des Uranbergbaus über den Normal-
betrieb bis hin zu den schwer bezifferbaren Kosten 
für Rückbau und Endlagerung hat die Atomindus-
trie weder den wahren Preis ihres Wirtschaftens 
ermittelt, noch ihre wirtschaftliche Situation 
angemessen beleuchtet. 

Studien gehen davon aus, dass allein in 
Deutschland die Endlagerung von Atommüll bis 
zum Jahr 2100 rund 170 Milliarden Euro kosten 
wird, während sich die AKW-Betreiber im Jahr 
2017 mit einer Einmalzahlung von 24,1 Milliar-
den Euro freigekauft haben. Den Rest tragen die 
Steuerzahlenden, sprich die Allgemeinheit. 

AKW-Neubauten wiederum verschlingen Un-
summen, wie die aktuellen Beispiele zeigen: Olki-
luoto/Finnland kostete 11 Milliarden Euro, kalku-
liert waren 3 Milliarden; Flamanville/Frankreich 
kommt auf 23,7 Milliarden Euro, kalkuliert waren 
3,3 Milliarden. Und für Hinkley Point C1 und C2/
England werden bereits jetzt Kosten in Höhe von 
43 bis 47 Milliarden britische Pfund erwartet – 
kalkuliert waren ursprünglich 16 Milliarden. Die 
Türkei hat als Neueinsteigerin in die Atomkraft 
auch ein wirtschaftlich höchst bedenkliches 
Abkommen unterzeichnet: Der russische Staats-
konzern Rosatom als Erbauer des AKW Akkuyu 
bekommt für die Hälfte des dort erzeugten Stroms 
12,3 $-Cent pro Kilowattstunde. Erneuerbarer 
Strom kombiniert mit Grossspeichern ist wesent-
lich günstiger.

Auch die derzeit von der Atomlobby hochgepriese-
nen Small Modular Reactors (SMR) sind nichts wei-
ter als heisse Luft. Die Nuclear Energy Agency hat 
zwar über 100 Start-ups aufgelistet, es gibt aber 
kein einziges fertiges Konzept. Im US-Bundesstaat 
Idaho wollte NuScale das erste Mini-AKW bauen 
und hat dafür laut Wirtschaftswoche bereits  
1,4 Milliarden US-Dollar an Subventionen erhal-
ten. Im November 2023 wurde das Vorzeigeprojekt 
eingestellt, nachdem NuScale die eigene Kosten-
schätzung massiv nach oben korrigiert hat.  
Nein, es spricht nichts dafür, dass der derzeitige 
Hype um SMR jemals Wirklichkeit wird. Nichts 
spricht dafür, dass Atomkraft überhaupt eine  
Zukunft hat.

Dass Atomkraft dennoch so 
sehr in öffentlichen Debatten wie-
der auftaucht, hat vor allem zwei 
Gründe: Zum einen geht es darum, 
ungeheure Summen an staatlichen 
Zuwendungen abzugreifen, zum 
anderen ist die zivile Nutzung von 
Atomkraft nicht von der militäri-
schen zu trennen. Die Welt steht vor 
einem neuen nuklearen Wettrüsten, 
das auch der neue Uranatlas be-
schreibt. Wer eine Welt ohne Atom-
waffen will, muss sich dafür engagie-
ren, das Atomzeitalter insgesamt zu 
beenden.

Zum Autor: Dr. Horst Hamm ist von Beruf Umweltjournalist.  
Er ist Projektleiter des seit 2019 in verschiedenen Sprachen  
erschienenen Uranatlas und seit 2022 geschäftsführender  
Vorstand der Nuclear Free Future Foundation. 
2023 ist sein Buch «Das unheimliche Element. Die Geschichte 
des Urans zwischen vermeintlicher Klimarettung und atomarer 
Bedrohung» im oekom Verlag in München erschienen. Im Buch-
handel und auch als E-Book erhältlich. 

Vieles wäre effizienter, die Versorgungssicherheit 
auf dem Höchstspannungsnetz wäre besser. Unse-
re Kosten gingen runter. Die Schweiz wäre mit den 
Nachbarmärkten regulatorisch gekoppelt. Für die 
Endkund:innen entstünde endlich die Wahlmög-
lichkeit zwischen verschiedenen Stromanbietern –  
ich würde einen Anbieter wählen, der kein biss-
chen Atomstrom beschafft. Und wer diese Wahl-
freiheit nicht mag, könnte in der teuren Grundver-
sorgung beim angestammten EVU bleiben. 

Und endlich würden auch die mit dem Wett-
bewerbsrecht nicht mehr kompatiblen Langfrist-
verträge für die Beschaffung von Atomstrom aus 
Frankreich in die neue europäische Elektrizitäts-
marktrealität überführt. Es wäre das Ende der 
schweizerischen Sonderstellung inmitten des 
Elektrizitätsbinnenmarktes. Eine Sonderstellung, 
die nur kostet und keine Vorteile bringt. Denn es 
ist eine unwissenschaftliche Träumerei, dass eine 
weniger vernetzte Stromversorgung billiger und si-
cherer wird. Doch Bundesrat Rösti will nicht wirk-
lich. Er weiss dies alles, aber er ist ein gefangener 
Atomenergie-Ideologe. Statt das Stromabkommen 

zu verteidigen, philosophiert Bundesrat Rösti 
nun über Atom-Subventionen. So wie Frankreich. 
Frankreich hat das Gesuch für die Bewilligung 
von Atom-Staatsbeihilfen bereits bei der EU-Kom-
mission eingereicht. Für die Baukosten von sechs 
Atommeilern mit total 10 Gigawatt Leistung soll 
der Staat 60 Prozent der Baukosten mit vergünstig-
ten Darlehen ermöglichen. Dazu soll ein 40-jähri-
ger zweiseitiger Differenzkostenvertrag kommen. 
So bekommen alle Kraftwerke stabile Einnahmen, 
denn im Preiswettbewerb können sie nicht  
bestehen. Gebaut werden soll zwischen 2038  
und 2044. Seit Ende März wird nun bei der  
EU-Wettbewerbsbehörde untersucht, ob das wett-
bewerbsrechtlich im europäischen Strommarkt 
möglich werden soll. Rösti hofft, darum pilgerte 
er auch zu Macron nach Paris. Er will unbedingt 
auch Atom-Subventionsgelder verschleudern.  
Das ist dumm. 

Für eine sichere und zuverlässige Stromversor-
gung der Schweiz müssen wir die Energiestrategie 
2050 nicht ändern. Ein starker und rascher Ausbau 
der Erneuerbaren, die Steigerung der Energieeffi-
zienz – und unbedingt ein rechtssicheres Strom-
abkommen mit den europäischen Mitgliedstaaten. 
Das ist alles. Alle anderen Strategien bringen unse-
rem Land mehr Unzuverlässigkeit, mehr Risiko 
und sicher mehr Geldverschleuderung.

Rösti, der Geldverschleuderer
Eigentlich ist alles bereit: Die Schweiz hat das neue Strom-
abkommen mit der EU unterzeichnet. Die Schweiz könnte 
damit am grenzüberschreitenden Strommarkt teilnehmen 
und Geld verdienen. 

Eric Nussbaumer
SP-Nationalrat 2007–2026, Präsident 
der Europäischen Bewegung Schweiz

Dr. Horst Hamm
Umweltjournalist

Uranatlas zum Lesen und Downloaden:

	�   www.nuclear-free.com/uranatlas.html
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Fabian Lüscher, Historiker und früherer Fachbereichsleiter  
Atomenergie bei der Schweizerischen Energie-Stiftung SES  
(2021 bis 2023) verfasste die Chronik zum 50-Jahr-Jubiläum  
der SES. Doris Elmer hat ihn zu seinen Recherchen befragt.

Als die SES um 1990 prognostizierte, dass die Solar-
energie bis 2030 10 Prozent zur Schweizer Strom
produktion beitragen würde, wurde sie belächelt. 
Noch 2006 erklärte ein Axpo-Vertreter an einer  
SES-Fachtagung, dass das absolute Maximum für  
Solarenergie in der Schweiz bei 5,3 TWh pro Jahr  
liege und bestenfalls 2050 erreicht sein würde. 
Nur: Im Jahr 2025 produzierten PV-Anlagen in der 
Schweiz bereits über 8 TWh Strom und damit rund  
12 Prozent der Landesproduktion. Solarstrom lieferte 
2025 etwa 14 Prozent des Jahresstrombedarfs.  
Tendenz steigend.

50 Jahre sind eine lange Zeit, und die SES hat seither viel  
geleistet und produziert. Wie hast du dich durch den  
Informationsdschungel gewühlt?

Ich habe Prioritäten gesetzt und mir Hilfe geholt: Ehemali-
ge und langjährige SESler:innen haben mir sehr geholfen. 
Angesichts der gewaltigen Materialfülle in unzähligen E&U-
Heften und im Schweizerischen Sozialarchiv musste ich ei-
nige harte Entscheidungen fällen. Mein Kompass waren die 
grossen Atomdebatten – sie ziehen sich wie ein roter Faden 
durch die SES-Geschichte und beschäftigen auch mich seit 
vielen Jahren.

Welche Episoden haben dich beim Recherchieren überrascht  
oder zum Schmunzeln gebracht?

Der SES-Grundsatz für eine umwelt- und menschengerechte 
Energiepolitik besteht seit den ganz frühen Anfängen. Ich 
finde es schön, dass sich die SES in 50 Jahren enorm ent-
wickelt und verändert hat, ohne die zentralen Ideen und 
Werte der Gründungsgeneration aufzugeben. Dass die SES 
mit ihren 1990 als weltfremd verschrienen Stromszenarien  
(10 Prozent Solarstrom bis 2030) heute recht behält, wäh-
rend die Prognosen von Axpo und Co. rückblickend kom-
plett daneben lagen, ist schon bemerkenswert (s. Kasten). 
Oder die Reaktion der Industrie auf die SES-Gründung 1976: 
Eine Stiftung mit winziger Kampfkasse und ohne eigenes 

Büro galt als Bedrohung, vor der der Branchenverband seine 
Mitglieder in einem Rundschreiben gewarnt hat. Beide 
Episoden sind eine freundliche Erinnerung daran, dass man 
die SES nicht unterschätzen sollte.

Welchen Aspekt der jüngsten SES‑Geschichte sollten die  
künftigen Historiker:innen auf keinen Fall verpassen?

Das Stromgesetz, das im Juni 2024 an der Urne angenom-
men worden ist – ein Meilenstein der Schweizer Energiege-
schichte und ein Musterbeispiel dafür, wie SES-Fachwissen 
direkt in die Gesetzgebung einfliesst. Und jetzt natürlich 
die Atom-Initiative und der Gegenvorschlag, die die SES 
federführend bekämpft: Der Atomausstieg ist eine Grund-
voraussetzung für eine nachhaltige Zukunft, bleibt aber bis 
heute ein Zankapfel in der Energiepolitik. 

Was kann die SES aus ihrer langen Geschichte lernen?

Politische Erfolge brauchen Geduld. Es zahlt sich aus, be-
harrlich zu bleiben und Chancen zu packen, wenn sie sich 
bieten. Die Geschichte der SES zeigt eindrücklich, dass es 
sich lohnt, den eigenen Werten und Zielen treu zu bleiben, 
auch wenn man den energiepolitischen Wind nicht immer 
im Rücken hat. Bleibt dran – allen Widerständen zum  
Trotz – eure Visionen sind heute (oder morgen) Realität.

Bestellen Sie eine gedruckte und gebundene  
Chronik zum 50-Jahr-Jubiläum (solange Vorrat) bei  
Doris Elmer per E-Mail: doris.elmer@energiestiftung.ch 
Oder stöbern Sie in der digitalen Ausgabe. Sie finden sie 
auf der SES-Website zur Ansicht und zum Download.

	  �energiestiftung.ch/jubilaeum-50-jahre-ses

Chronik: 50 Jahre 
Energie-Stiftung
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23Jahresbericht 2025 
Über 10'700 Menschen haben die SES mit Spenden, als Fördermitglied, 
im Klima-Club oder im Anti-Atom-Club unterstützt. Und noch ein paar 
Zahlen, die einen Teil unserer Leistungen im Jahr 2025 illustrieren: 

2Teilnahmen an Anhörungen in der  
Energiekommission (Gegenvorschlag 
Blackout-Initiative und Vorlage zur  
Beschleunigung des Netzausbaus)

Newsletter an rund 
50'000 Adressen verschickt

Veranstaltungen und 
Tagungen geleitet

4Grössere Gesetzesrevisionen eng begleitet
(Beschleunigungserlass, Netzvorlage, 
Blackout-Initiative und Gegenvorschlag, 
Entlastungspaket 27)

23Medienmitteilungen, 6 TV-Interviews, 
320 Erwähnungen in den Medien

70Über 70 Social-Media-Beiträge 
(einer davon mit über 500'000 Ansichten) 

Magazine für rund 9000  
Leser:innen produziert

2Kampagnen 
durchgeführt

Powerplay  
für neue AKW 
stoppen
Genau am 15. Jahrestag von Fukushima be-
schloss der Ständerat, neue AKW wieder zu 
ermöglichen, und winkte den Gegenvorschlag 
zur «Blackout-Initiative» durch. Kurz darauf be-
handelte die Energiekommission des National-
rats (UREK-N) das Geschäft am 30. März und 
wieder am 20. April. Die Unterlagen erhielten 
wir nur gerade zwei Arbeitstage davor. Schon 
am 21. April hob auch die UREK-N mit 13:12 
Stimmen das von der Bevölkerung beschlosse-
ne AKW-Neubauverbot auf – ohne die finanziel-
len sowie energie- und sicherheitspolitischen 
Risiken zu prüfen. Alle Rückweisungsanträge 
wurden abgelehnt, obwohl die Sache weder 
dringlich ist, noch Notrecht vorliegt.

Zuvor mahnte die Finanzkommission, 
gleich wie die Kantone, die finanziellen Folgen 
einer AKW-Renaissance einzubeziehen. Denn 
klar ist: Neue AKW bremsen den Ausbau der 
Erneuerbaren, benötigen massive Subventionen 
und gefährden die Versorgungssicherheit. Sie 
würden erst nach 2050 Strom liefern.

Das französische AKW Flamanville (24 statt 
4 Milliarden Euro) oder Hinkley Point C in 
Grossbritannien (über 40 Milliarden britische 
Pfund Subventionen und noch immer nicht 
in Betrieb) zeigen die Risiken deutlich. Dazu 
kommt die Abhängigkeit: Russland ist führend 
bei der Produktion und Anreicherung von Uran. 
Zudem bleiben AKW ein Sicherheitsrisiko.

Dass Bundesrat, Ständerat und nun die 
UREK-N 40 Jahre nach Tschernobyl und 15 
Jahre nach Fukushima neue AKW vorantrei-
ben, ist verantwortungslos. Statt in eine teure, 
riskante und überflüssige Technologie zu inves-
tieren, müssen wir den Ausbau der Erneuerba-
ren konsequent stärken. In der Sommersession 
kann der Nationalrat dieses AKW-Powerplay 
noch stoppen.

 
Nadine Masshardt
Nationalrätin SP, Präsidentin SES

Studien und 
Gutachten erstellt

Den Bericht über das vergangene 
Geschäftsjahr finden Sie auf der SES-Website. 

	  �energiestiftung.ch/jahresbericht

2025
Jahresbericht & Jahresrechnung

Zürich, 25. März 2026

10Stellungnahmen im Rahmen von 
Vernehmlassungen eingereicht

Bundeshaus
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iff
sziel Atomkraftwerk:

Die Schw
eiz ist verwundbar

«Staatliche russische und chinesi-
sche Akteure betreiben intensiv 
Cyberspionage gegen Schweizer 
Ziele», hält der Schweizer Nach-
richtendienst NDB fest. Allein im 
Energie-Hotspot Aargau mit den 
drei Kernkraftwerken Beznau 1 
und 2 sowie Leibstadt, dem gröss-
ten Schweizer Tanklager und 
dem Stern von Laufenburg, kam 
es in den beiden letzten Jahren 
zu zwölf Vorfällen. Acht davon 
betrafen gemäss Michael Leupold, 
Kommandant der Kantonspolizei 
Aargau, vorwiegend russische und 
chinesische Nachrichtendienste.

Drohnen über Laufenburg

Beobachtende sichteten im Herbst 
des vergangenen Jahres über dem 
Stern von Laufenburg Drohnen 
mit einer Spannweite von rund 2,5 
Metern. Der Aargauer Mitte-Grossrat 
Daniele Mezzi – er wohnt selbst in 
Laufenburg – wollte in einer Inter-
pellation von der Kantonsregierung 
Details über die Sicherheitsmass-
nahmen wissen. Zumal der Stern von 
Laufenburg das Rückgrat der europäi-

schen Stromversorgung ist. Mit dieser 
Schaltanlage wurde 1958 das europäi-
sche Stromnetz gegründet. Der Stern von 

Laufenburg versorgt heute 530 Millionen 
Menschen in 30 Ländern mit Strom. 
Ein Ausfall wäre katastrophal. In ihrer 

Antwort betonte die Regierung die Zusam-
menarbeit von Kantonspolizei, Militär und 

der Betreiberin Swissgrid. Sie hielt jedoch 
fest: «Eine permanente Bewachung mehrerer 

Objekte durch die Kantonspolizei ist aufgrund 
ihrer Ressourcen nicht möglich.» Kommt hinzu, 
dass die Überwachung von Drohnen äussert 

schwierig ist: «Es gibt auf dem Markt 
kein System, das alle existie-

renden Drohnenarten 
aufspüren kann», sagt 

der Drohnenexperte 
Stefan Hunziker. Er ist 

Profipilot und Ausbilder 
bei den Polizeistellen 
von Genf, Waadt und 

Fribourg.

Für Beat Wittmann ist klar: «Unsere kritischen Infra-
strukturen sind militärisch und zivil völlig ungeschü-
tzt.» Er ist zwar Finanzprofi (ex UBS, CS, Julius Bär) – 
hat sich in seiner Beratertätigkeit aber auf geo- und  
sicherheitspolitische Aspekte spezialisiert. Er diente 
selbst als Oberstleutnant und war zehn Jahre im Militäri-
schen Nachrichtendienst (MND): «Wir haben 30 Jahre ver-
schlafen», kritisiert er. Gegen ballistische Angriffe fehlten 
die militärischen Abwehrsysteme. Doch es brauche nicht 

zwingend einen Raketenangriff auf 
ein Kernkraftwerk oder eine Stau-
mauer: «Mithilfe einer Drohne und 
einem Sprengsatz oder rustikaler 
mit einem Lastwagen könnten An-
greifer einen Transformator oder 
die Schaltanlage in Laufenburg 
einfach ausser Kraft setzen und 
einen riesigen Schaden anrich-
ten. Auch ein Kraftwerk benötige 
für den Betrieb und die Kühlung 
Strom.»

Gleich argumentiert Georg 
Häsler, NZZ-Militärpublizist und 
Oberst. Die Schweiz sei längst Ziel 
russischer Operationen, meint 
er. Russland könne aus einem 
Container oder einem Lastwagen 
heraus Kampfdrohnen starten und 
kritische Infrastrukturen – gerade 
im Energiebereich – in der Schweiz 
angreifen, wie man das in der 
Ukraine gesehen habe. «Ballistische 
Lenkwaffen und Marschflugkörper 
könnten unser Land problemlos errei-
chen. Dem wären unsere kritischen 
Infrastrukturen schutzlos ausgelie-
fert», so Häsler.

Fokus auf Resilienz

Das für den Bevölkerungsschutz zuständige Bun-
desamt BABS ist sich der Schwachpunkte bewusst. 
Es setzt deshalb bewusst auf Resilienz. Das stellt 
auch Isabelle Chappuis fest. Die Mitte Nationalrätin 
aus der Waadt gehört der Sicherheitspolitischen Kom-
mission an und ist Präsidentin des Schweizerischen 
Zivilschutzverbandes: «Das Wort Resilienz taucht in je-
der offiziellen Antwort auf», sagt sie. «Aber ohne Zeit-
plan, ohne Budget, ohne messbare Verpflichtungen.» 
Für sie grenzt das Vorgehen der Behörden an Bevor-
mundung: «Man sagt der Bevölkerung nicht, wie es mit 
dem Schutz steht, man fordert nichts von ihr, man hält 
sie fern – als wäre sie unfähig, Verantwortung zu über-
nehmen oder die Wahrheit zu hören.» In dieses Bild passt 
das Verhalten des Eidgenössischen Nuklearsicherheitsins-
pektorats Ensi und der Betreiber Axpo und Swissgrid: Zum 
Schutz ihrer Anlagen sagen sie nichts.

« �Unsere kritischen  
Infrastrukturen sind  

militärisch und zivil  
völlig ungeschützt.» 

		�  Beat Wittmann

« �Man sagt der Bevölkerung 

nicht, wie es mit dem Schutz 

steht, man fordert nichts von 

ihr, man hält sie fern – als wäre 

sie unfähig, Verantwortung zu 

übernehmen oder die Wahrheit 

zu hören.» 
		�  Isabelle Chappuis, 

Mitte Nationalrätin Waadt 

Die Kriege im Iran und in der Ukraine sind weit weg.  
Und doch ganz nah: Die Bedrohung steigt auch in  
der Schweiz. Vorfälle häufen sich. Ein Ausfall unserer  
kritischen Infrastrukturen im Energiebereich hätte  
Auswirkungen auf die Schweiz und ganz Europa – wie 
sicher sind sie? 

Max Fischer 
Journalist
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Myriam Dunn Cavelty gibt 
Nationalrätin Chappuis recht. 
Die international renommierte 
Forscherin und stellvertretende 
Leiterin des Think Tanks des 
Center for Security Studies (CSS) 
der ETH Zürich ist eine grosse 
Anhängerin des Resilienzansatzes, 
sagt aber auch: «Man denkt ihn 
leider nicht bis zum Schluss. Wie 
kommt man dorthin? Wer muss 
etwas machen? Wo darf es wehtun? 
Das hat man bis jetzt noch nicht 
angeschaut», sagt die Sicherheits-
expertin. Für sie ist ausser Zweifel: 
«Wir sind nicht geschützt. Man kann 
nicht unsere gesamte Energieinfra-
struktur schützen, man kann nicht 
überall Kameras und Leute aufstellen.» 
Wir müssten mit diesen Verwundbar-

keiten leben. Deshalb setze das BABS 
zurecht auf das Konzept der Resilienz. 
«Es geht darum, wie schnell wir nach 

einem Vorfall wieder zum Normalzustand 
zurückkehren können.» Oder wel-
che Möglichkeiten es 

gäbe, um einen Unter-
bruch zu überbrücken 

und welche anderen 
Mittel eingesetzt werden 

könnten.

Ein Beispiel für Resilienz in der Schweiz 
ist für Dunn Cavelty die Dezentralisierung 

von Wasserkraftwerken sowie von Solar- und 
Windanlagen. «Das Internet ist auch dezentral 

aufgebaut. Die Energiewirtschaft arbeitet schon 
lange mit resilienten Konzepten. Doch wie auch 
in der IT-Branche führte der wirtschaftliche Druck 

zu einer Konsolidierung des Marktes mit immer 
weniger Playern.» Ein anderes Beispiel nennt Beat 
Wittmann: Er fordert einen nationalen Sicherheits-
rat mit Expert:innen aus Energie, Finanzen, Cyber, 
Armee und Supply Chain. Und unabhängig von der 
verzögerten Auslieferung der Patriot-Luftverteidi-
gungssysteme hält Georg Häsler einen Schweizer 
Alleingang für falsch: «Wir können unsere kritischen 
Infrastrukturen nicht alleine schützen, weil wir eine 
Bedrohung aus Distanz ohne die Sensoren von Partnern 
gar nicht erkennen können. Wir sollten im strategi-
schen Alpenraum eng mit Österreich und auch den 
grösseren Anrainerstaaten in einer verbindlichen Allianz 
zusammenarbeiten.»

Im Zentrum des Resilienzansatzes 
steht für Myriam Dunn Cavelty 
die Aussage: «Wir wissen, dass wir 
nichts verhindern können – aber 
wir können versuchen, zu verste-
hen, was man bei einem solchen 
Vorfall machen muss.» Für sie ist 
verständlich, dass Persönlich-
keiten aus dem militärischen 
Umfeld auf Teufel komm raus 
aufrüsten wollen. «Das hat mit 
déformation professionnelle zu tun», 
ist sie gewiss. Das Militär spielt 
alle möglichen Gefahren und 
Szenarien durch: Was ist mög-
lich? Wer könnte was machen? 
Wenn man die moderne Welt und 
unsere kritischen Infrastrukturen 
anschaut, ist ihrer Meinung nach 
sehr viel denkbar. «Dieses Denken 
geht stark von Verwundbarkeiten 
aus.» Wenn man so überlege, sehe 
man Tausende von Angriffsmög-
lichkeiten. Und man realisiere, 
dass man da und dort absolut nicht 
geschützt sei. «Dann siehst du eine 
riesige Bedrohung auf unser Land 
zukommen.» Und? «Diese Leute über-
legen sich nicht, was für einen Gegner 
überhaupt Sinn macht.» Wenn man 
anfange, so zu denken, könne man die 
Lage besser einordnen.

Macht es 
Sinn, ein Schweizer Kernkraft-

werk völlig zu zerstören mit dem Wissen, dass 
die austretenden radioaktiven Substanzen 
grosse Teile der Schweiz und Deutschlands 
verseuchen? Oder die Staumauer von Grande 
Dixence zu sprengen und so das ganze Rhonetal 
zu fluten? «Was bringt das einem Angreifer?», 
fragt Dunn Cavelty. Würde es nicht reichen, mit 
viel weniger Aufwand einen grossen Teil Europas 
vom Strom abzuschneiden? Linke und rechte Extre-
mist:innen wollen ihrer Meinung nach schocken. 
Gerade der Linksextremismus habe eine lange Ge-
schichte mit Angriffen auf Energieinfrastrukturen. 
Auch jüngst in Berlin waren bei einem konventio-
nellen Brandanschlag auf Hochspannungsleitungen 
während bis zu fünf Tagen bis zu 100'000 Haushalte 
ohne Strom. Resilienz ist auch in Berlin ein Thema: 
Eine Arbeitsgruppe klärt, wie man solche Unterbrüche 
überbrücken und die Widerstandsfähigkeit des Netzes 
stärken kann. Dieser Brandanschlag zeigt Myriam Dunn 
Cavelty, dass es einfach ist, unsere Gesellschaft mit klei-
neren Störmanövern zu unterbrechen.

« �Wir sind nicht geschützt.  Man kann nicht unsere gesamte Energieinfrastruktur schützen, man kann nicht überall Kameras und Leute aufstellen.»
		� 

	Myriam Dunn Cavelty,Forscherin ETH Zürich 

Ein Beispiel für Resilienz in der Schweiz ist 

die Dezentralisierung von Wasserkraftwerken 

sowie von Solar- und Windanlagen.

   Umspannwerk, «Stern von Laufenburg»       Kerkraftwerk Gösgen
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Hybride Kriegsführung

Bei Angriffen von Staaten hält die 
Forscherin die Frage nach Sinn 
oder Strategie für noch entschei-
dender. Besonders interessant ist 
für sie der hybride Bereich. «Es 
sind neue strategische Auseinan-
dersetzungen, man will die Wehr-
haftigkeit des anderen testen. 
Wie weit kann ich über die rote 
Linie gehen?» Im EU-Nato-Kon-
text mache das an der Grenze zu 
Russland Sinn. Stark überschätzt 
hat man laut Dunn Cavelty über 
Jahre die Cyberbedrohung. Ur-
sprünglich ging man davon aus, 
dass dies sehr einfach und billig 
sei. «Inzwischen weiss man: Um 
gute Angriffe im Cyberbereich zu 
starten, muss man sehr viel Geld 
investieren und braucht erst noch 
erstklassige Leute sowie nachrich-
tendienstliche Erkenntnisse.»

Wenn jemand in ein Netzwerk bei 
einer kritischen Infrastruktur in der 
Schweiz eindringen wolle, habe er es 
nicht mit einem Microsoft-Computer 
zu tun, in dessen Netzwerk auch Hob-

by-Hacker gelangten. «Das sind Operati-
onen, die Monate oder gar Jahre dauern 
und entsprechend ins Geld gehen.» Wenn 

man einen Schaden wie mit einer Bombe 
erzielen wolle, also die komplette Zerstö-
rung einer Anlage, sei eine Cyberattacke 

nicht geeignet. In den letzten 20 Jahren 
sei es nur zu zwei oder drei Angriffen mit 

einem physischen Effekt gekommen. Die 
allermeisten Staaten setzten Cybermittel für 

Spionage ein. «Das macht Sinn: Du sitzt im 
Verborgenen vor einem Computer und schaust 
alle Daten an.»

Doch weshalb erhielt das Bundesamt für Cyber-
sicherheit BACS allein im zweiten Halbjahr 2025 

insgesamt 29'006 freiwillige Meldungen und 145 
meldepflichtige Cybervorfälle? Meist handle es 
sich um Kriminalität, so Dunn Cavelty. «Die Zu-

nahme zeigt, dass wir als Gesellschaft digitalisierter 
sind und das heisst, dass wir mehr Angriffsflächen 
haben.» Das sei vor allem für Kriminelle interessant. 
«Dort sehen wir, wenn ein Schaden entsteht. Bei allem 
andern gibt es eine riesige Dunkelziffer.» Eines weiss 
Dunn Cavelty: «Wenn ich in der Schweiz im Bereich 
Energie eine Anlage schädigen möchte, dann würde ich 
es ganz sicher physisch machen.» Das beobachte man 
auch im Terrorismus: Die grössten Wirkungen erzielten 
Attacken, bei denen Terroristen mit einer Kalaschni-
kow in einen Club eindrangen und wild um sich 
schossen oder Fahrer mit ihren Autos in Menschen-
mengen rasten. «Auch im Ukrainekrieg ging man 
zu Beginn vom ersten wirklichen Cyberkrieg aus. 

Aber es kam nur zu wenigen Cyber-
attacken, der grosse Rest war Ar-
tillerie.» Und schon seit 30 Jahren 
hätten wir Angst vor gehackten 
Atomkraftwerken, die in die Luft 
fliegen. Allein mit Software ein 
Kernkraftwerk so zu manipulie-
ren, sei aber schlicht nicht 
möglich.

 
Wichtiger wird das Spiel mit der 
Verunsicherung, Destabilisierung 
und Desinformation. Wenn Besu-
cher:innen, wie letzthin russische 
Expats, ein Kernkraftwerk in der 
Schweiz besichtigen, können sie dort 
laut Dunn Cavelty vermutlich nichts 
ausspionieren, aber es ist ein symbo-
lisches Zeichen von Machtdemonst-
ration und Einschüchterung: «Schau, 
ich bin in deinem wichtigen Kernkraft-
werk.» Und wenn grosse Schweizer 
Medien über diese Expats-Besuche von 
Russen in kritischen Energieinfrastruktu-
ren und Spionage schreiben, verängstige 
man die Bevölkerung. Und schwäche die 
Resilienz.

Bundesrat will Resilienz stärken

Aufgrund der verschlechterten Bedrohungs-
lage richtet der Bundesrat die Sicherheitspoli-
tik der Schweiz neu aus. Er will die Resilienz 
stärken, den Schutz und die Abwehr verbessern 
sowie die Verteidigungsfähigkeit erhöhen. Die 
Schweizerische Energiestiftung SES hält in ihrer 
Vernehmlassung zur Bundesratsstrategie fest, dass 
die Atomenergie keine stabilisierende, sondern eine 
hochriskante kritische Infrastruktur ist. Sie sei an-
fällig für Sabotage, Terrorismus, Cyberangriffe und 
militärische Einwirkungen. «Sie birgt im Ereignisfall 
ein Schadenspotenzial von nationaler Tragweite über 
Generationen hinweg.» Das stehe im klaren Wider-
spruch zur Strategie, die Resilienz zu stärken. Statt 
neuer AKW empfiehlt die SES deshalb, den Ausbau 
dezentraler, erneuerbarer Energiesysteme prioritär 
voranzutreiben, um Abhängigkeiten zu reduzieren und 
die Resilienz der Schweiz nachhaltig zu stärken.

« �Wenn ich in der Schweiz im Bereich 

Energie eine Anlage schädigen 

möchte, dann würde ich es ganz 

sicher physisch machen.»

		  
�Myriam Dunn Cavelty, 

Forscherin ETH Zürich 

« �Atomenergie steht im Widerspruch zur Strategie, die Resilienz zu stärken.»		  
�Energie-Stiftung SES 

   
Angriffsdrohne Shahed 136         Umspannwerk, «Stern von Laufenburg»       Angriffsdrohne HX-2, Helsing
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Internationale Verfahren gegen  
Leibstadt-Überzeitbetrieb
Gleich drei Verfahren könnten demnächst das AKW Leibstadt  
betreffen. In allen geht es um den Weiterbetrieb über die  
ursprünglich vorgesehene Betriebsdauer hinaus – ohne vorgängige 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP). 

Die Espoo- und die Aarhus-Konvention, zu denen sich die 
Schweiz verpflichtet hat, halten fest, dass im Fall einer Lauf-
zeitverlängerung über die ursprüngliche Lebensdauer hinaus 
(hier: 40 Jahre ab Inbetriebnahme 1984) vorgängig eine 
grenzüberschreitende UVP durchgeführt werden muss.

Das erste Verfahren ist derzeit vor dem Schweizer Bundes-
verwaltungsgericht hängig. Im Januar 2025 haben 15 An-
wohnende aus Deutschland und der Schweiz gegen das AKW 
geklagt und pochen darauf, zum Überzeitbetrieb angehört zu 
werden. Die Beweggründe sind unterschiedlich, doch alle teilen 
die Sorge um ihre Sicherheit. Frau De Beukeleer beschäftigt das 
hohe Alter der Schweizer AKW: Man kann einer alten Dame 
eine neue Hüfte geben – jung wird sie dennoch nie mehr. Herr 
Tritschler sorgt sich um die Folgen eines GAUs, die in ganz Euro-
pa spürbar wären. Und für Herrn Meier ist Atommüll grundsätz-
lich unvereinbar mit seiner Philosophie als Biobauer.

Das zweite Verfahren wurde von der Friedensnobelpreis-
trägerin IPPNW (International Physicians for the Prevention 

of Nuclear War) direkt bei der UNO-Kommission angestossen, 
die für das Espoo-Übereinkommen zuständig ist. Es verpflich-
tet Mitgliedstaaten, Umweltauswirkungen von Projekten mit 
grenzüberschreitender Wirkung zu prüfen. Die Schweiz ver-
tritt den Standpunkt, hierzu nicht verpflichtet zu sein, da die 
Betriebsbewilligungen den AKW keine Laufzeitbeschränkun-
gen auferlegen. Nach der Espoo-Konvention ist jedoch nicht 
entscheidend, was in einer Bewilligung steht, sondern was 
faktisch gilt. Dies wurde zuletzt beim französischen AKW Tri-
castin 1 bestätigt: Auch dort kam die zuständige Espoo-Kom-
mission zum Schluss, dass eine UVP für den Überzeitbetrieb 
erforderlich ist.

Demnächst könnte ein drittes Verfahren folgen: ein von 
Deutschland eingeleitetes Schiedsverfahren. Deutschland 
hat bereits mehrfach auf die Durchführung der gesetz-
lich vorgesehenen UVP bestanden – ohne Erfolg. Sogar den 
Vorschlag, eine Informations- und Beteiligungsmöglichkeit 
für die deutsche Bevölkerung ausserhalb eines förmlichen 
Bewilligungsverfahrens zu schaffen, hat die Schweiz abge-
lehnt. Daraufhin folgte ein formelles Gesuch, gestützt auf die 
Espoo-Konvention – ebenfalls ohne Wirkung. Deshalb prüft 
der deutsche Bundesumweltminister nun die Einleitung eines 
Schiedsverfahrens.

Entweder ... oder: Neue AKW 
bedrohen die Wasserkraft
Die Schweizer Energiepolitik steht vor der entscheidenden Frage: 
Soll die Schweiz neue Atomkraftwerke bauen oder die Erneuerbaren 
ausbauen? Eine Politikfolgenabschätzung der Energiestiftung zeigte: 
Beides geht nicht. Eine neue Studie belegt, dass vor allem die Wasser-
kraft in Gefahr ist.

Stephanie Eger
Leiterin Fachbereich Atomenergie
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Ertragseinbusse  
in Mio. CHF

Pumpspeicherkraftwerke 
pumpen Wasser in den  
Speicher, wenn der Strom 
billig ist, und produzieren 
Strom, wenn er sich  
teurer verkaufen lässt. 

ca. 2–11 Mio. CHF/Jahr

Effekt AKW-Neubau 
in %

Die Ertragseinbussen der verschiedenen Wasserkrafttypen

Speicherkraftwerke
Stauseen in den Alpen  
können die Produktion 
flexibler steuern.

15–19 %

29–42 %

4–13 %

ca. 450–600 Mio. CHF/Jahr

ca. 300–440 Mio. CHF/Jahr

Laufwasserkraftwerke 
an Flüssen können die  
Produktion kaum steuern 
und produzieren darum 
auch dann, wenn die  
Preise tief sind.

Neue AKW sind extrem teuer – das letzte 
französische AKW kostete rund 25 Milliarden 
Franken – und das Geld fehlt dann für die 
Erneuerbaren, die ebenfalls auf Förderung an-
gewiesen sind.

Bundesrat Rösti widerspricht: Es gehe nicht 
um «Entweder ... oder», sondern um «sowohl 
als auch». Der Bund werde den Ausbau der 
Erneuerbaren weiterhin unterstützen. Doch 
was bedeutet das konkret? Die Fachhochschule 
Wallis (HES-SO) hat dies mit Unterstützung der 
Energiestiftung untersucht. Die Forschenden 
um Stéphane Genoud verglichen die Situation 
mit Spanien: Dort erzeugen Grosskraftwerke 
wie Wasser- und Gaskraftwerke oder alte AKW 
etwa 50 Prozent des Stroms, während gleich-
zeitig ein hoher Anteil an günstigem, aber 
volatil einspeisendem Solar- und Windstrom 
besteht.

Ein Zustand, wie er in der Schweiz in 10 
bis 15 Jahren zu erwarten ist. Die Forschenden 
fügten dem Modell zwei neue AKW hinzu. Das 
Ergebnis: Neue AKW sind nur dann konkur-

renzfähig, wenn der Staat nicht nur ihren Bau, 
sondern auch ihren Betrieb subventioniert.  
Da es sinnlos wäre, AKW zu bauen, die dann 
nicht ans Netz gehen, testeten die Forschenden 
verschiedene Modelle inklusive Subventionen 
für den Betrieb.

Das Ergebnis: Subventionierte AKW, die 
das ganze Jahr über produzieren, verdrän-
gen im Modell nicht die günstige Solar- oder 
Windenergie, sondern vor allem die teurere 
Wasserkraft, die in der Schweiz 60 Prozent des 
Strommixes ausmacht. Besonders betroffen 
wären unflexible Laufwasserkraftwerke, die 
bis zu 42 Prozent ihrer Einnahmen verlören. 
Auch Speicher- und Pumpspeicherkraftwer-
ke würden einbüssen. Insgesamt drohen der 
Wasserkraft jährliche Verluste von bis zu einer 
Milliarde Franken.

Die Schlussfolgerung der Forschenden: 
Will die Schweiz neue AKW, müsste sie deren 
Betrieb subventionieren – und gleichzeitig die 
Wasserkraft unterstützen. Zu den zig Milliar-
den Franken Baukosten kämen jährlich über 
eine Milliarde Franken für den Betrieb der 
Atom- und der Wasserkraftwerke hinzu. Eine 
teure Rechnung für die Steuerzahlenden – und 
eine Bedrohung für die etablierte, erneuerbare 
Wasserkraft.

Nils Epprecht 
Geschäftsleiter SES
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Zweistündiger Rundgang zu Schauplätzen in der  
Stadt Zürich, wo sich die Massnahmen zur Senkung  
der Treibhausgasemissionen erleben lassen.

Feiern Sie mit uns 50 Jahre SES! Neben Geselligkeit, 
Musik und satirischen Einlagen erwartet Sie auch 
Grundsätzliches: Wie viel Energie braucht ein gutes  
Leben? Darüber sprechen wir mit einer Philosophin 
und einem «Praktiker» der Energiepolitik.

Veranstaltung zum Jubiläum  
50 Jahre SES 

Freitag, 
26. Juni 2026 
13:30–15:30 Uhr

Netto-Null-Spaziergang Jubiläumsfest 2026

Veranstaltung zum Jubiläum  
50 Jahre SES 

Freitag, 26. Juni 2026 
18:00–23:00 Uhr

 www.energiestiftung.ch/
veranstaltungen

 
Die weiteren Veranstaltungen werden  
laufend dort aufgeschaltet.

Wir laden Sie herzlich zu unseren nächsten
 Jubiläumsveranstaltungen ein.  

Melden Sie sich auf unserer Website an. 

Unterscheiben auch Sie den Appell:
www.neue-akw-nein.ch/appell-nationa

lrat

Der Nationalrat hat es in der Hand, die Atom-Kehrtwende noch zu stoppen. Der Druck aus der Zivilgesellschaft wächst.


